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An der Gestaltung der Volksbildung wirken mehr als eine 
halbe Million Bürger in Elternbeiräten und Elternaktiven 
mit. 174 000 Werktätige sind als freiwillige Helfer der Deut­
schen Volkspolizei tätig.

Sozialistische Demokratie in der Rechtspflege — das sind 
vor allem 52 961 Schöffen und rund 300 000 Mitglieder der 
gesellschaftlichen Gerichte (überwiegend Mitglieder der Kon­
fliktkommissionen), die Recht sprechen, Vorleben und propa­
gieren. Jedes Gespräch mit diesen von den Werktätigen ge­
wählten Aktivisten des sozialistischen Rechts bestätigt, wie 
sie auf Grund ihres persönlich vorbildlichen Verhaltens in 
der Arbeit, in der gesellschaftlichen Tätigkeit und ihrer Frei­
zeit — auch in der Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen — in 
ihren Kollektiven oftmals Ratgeber und Helfer für andere 
sind, die durch rechtliche Konflikte belastet sind. Ähnliches 
gilt auch für viele Bürger, die in gerichtlichen Verfahren im 
Auftrag ihres Kollektivs bekunden, welche Meinung das Kol­
lektiv zu einem Kollektivmitglied hat, das sich wegen einer 
Straftat verantworten muß. In 70 Prozent aller gerichtlichen 
Verfahren wirken solche Kollektivvertreter mit und helfen 
dem Gericht, die gesetzlich richtige und gerechte Entschei­
dung zu finden.

Diese umfassende Mitwirkung der Bürger an der Rechts­
pflege entwickelte sich in einem langen Prozeß, der auch in 
der Auseinandersetzung der Arbeiterklasse mit der impe-'1 
rialistischen Klassenjustiz seine Wurzeln hat. Die große ge­
sellschaftliche Kraft, die sich gerade in dieser Form der so­
zialistischen Demokratie zeigt, wird sich bei der Durchfüh­
rung der allgemeinen Amnestie erneut bewähren. Ohne diese 
ausgeprägte demokratische Mitwirkung wäre eine Amnestie 
dieses Ausmaßes wohl nicht denkbar. Anders ausgedrückt: 
Die bewußte Nutzung aller Erfahrungen der sozialistischen 
Demokratie als eines Wesenszuges unserer Gesellschaft ist 
Bedingung und zugleich Verpflichtung, um die sich aus der 
Amnestie ergebenden Aufgaben, insbesondere bei der Wie­
dereingliederung der Strafentlassenen, erfolgreich zu bewäl­
tigen.

Alles in allem: im Reifen und Wachsen sozialistischer 
Gesellschaftsverhältnisse liegt die Kraft und die Möglichkeit, 
eine solche humanitäre Chance, wie es die Amnestie ist, den­
jenigen Menschen zu bieten, die mit Recht und Gesetzlich­
keit in Konflikt gerieten. Dazu gehört auch, daß die Arbeits­
kollektive weitere große Anstrengungen unternehmen, um 
Gesetzlichkeit, Ordnung, Disziplin und Sicherheit in ihrem 
Bereich zu gewährleisten. Je stärker diese Aufgabe Bestand­
teil-unseres Alltags wurde, desto einflußreicher wurde auch 
die Bewegung für vorbildliche Ordnung, Disziplin und Sicher­
heit. Das in der ganzen DDR verallgemeinerte Beispiel des 
Kreises Annaberg3 zeigt, welche guten Erfahrungen in der 
politischen Führungstätigkeit bei der weiteren Festigung der 
sozialistischen Gesetzlichkeit, Ordnung, Disziplin und Sicher­
heit in Durchführung der Beschlüsse der Partei der Arbeiter­
klasse gesammelt werden konnten. Es ist sichtbar, daß in 
den vergangenen Jahren vielfältige gesellschaftliche Aktivi­
täten wuchsen, die auch für die Amnestie genutzt werden.

Daher ist es eine sachliche Feststellung, wenn wir sagen, 
daß die sichtbaren Ergebnisse einer kontinuierlichen, erfolg­
reichen Politik in unserem Lande die Voraussetzungen für 
diese allgemeine Amnestie schufen.

Zu dieser erfolgreichen Politik trägt auch die Tätigkeit 
der Justizorgane bei. Dem Grundsatz verpflichtet, daß jede 
einzelne Straftat aufzudecken ist, hat das Wirken dieser 
Organe .dazu beigetragen, die Anzahl der Straftaten zu ver­
ringern. Die großen Anstrengungen der Untersuchungsorgane 
zur ständig besseren Aufklärung der Straftaten, die Erfor­
schung der objektiven Wahrheit und die strikte Wahrung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit in der Tätigkeit aller Straf­
verfolgungsorgane, die konsequente Verwirklichung des 
Grundsatzes, daß alle Bürger vor dem Gesetz gleich sind — 
all das trägt dazu bei, das Vertrauen der Bürger zu ihrem 
Staat weiter zu festigen, Geborgenheit und Sicherheit zu ver­
mitteln und die Bereitschaft der Bürger zu fördern, sich selbst 
für diese Ziele einzusetzen. Das alles gehört zu dem festen 
sozialistischen Fundament, auf dem diese allgemeine Am­
nestie erfolgreich verwirklicht werden kann.

Schon frühere Amnestien in unserem Lande zeigten, daß

die Mehrzahl der Amnestierten die ihnen gebotene Chance 
zu nutzen verstand. Vielen half die während längerer Straf­
haft erworbene berufliche Qualifizierung, im Berufsleben 
ordentlich und anerkannt zu arbeiten. Neue soziale Bindun­
gen entstanden. Arbeitskollektive brachten dem ernsthaft 
erklärten Willen Amnestierter, daß sie durch ehrliche und 
gewissenhafte Arbeit die Chance der Amnestie nutzen wer­
den, Vertrauen entgegen und halfen ihnen bei der Verwirk­
lichung ihres Vorhabens, auch wenn nicht immer alles glatt 
ging. Örtliche Staatsorgane bewältigten die ihnen durch Ge­
setz übertragene, gewiß nicht leicht zu lösende Aufgabe, 
Wohnraum für die Amnestierten bereitzustellen.

Diesen positiven Erfahrungen mit früheren Amnestien 
steht auch nicht entgegen, daß es Personen gab, die ihre 
Chance vergaben und erneut straffällig wurden. Sie waren 
weitaus die Minderheit gegenüber jenen, die den Weg in 
unsere Gesellschaft wiederfanden. Auch daran sei erinnert, 
weil es bestätigt, daß der Wille, sich zu bewähren, der Unter­
stützung durch Arbeitskollektive und im Wohnbereich bedarf. 
Oftmals sind es gerade die ersten Monate nach der Strafent­
lassung, in denen umsichtige Hilfe und kluge Reaktion des 
Kollektivs, im weiteren Sinne sogar des sozialen Umfeldes, 
dazu beitragen, daß der Amnestierte seine wiedererlangte 
Freiheit sinnvoll nutzt.

Die allgemeine Amnestie hat auch eine innerlich befrei­
ende Wirkung für manche Bürger, die wegen einer von ihnen 
begangenen Straftat in Angst vor deren Aufdeckung und 
mit schlechtem Gewissen leben. Sie sind gut beraten, wenn 
sie sich den zuständigen Staatsorganen offenbaren und damit 
einen Schlußstrich unter ihre kriminelle Vergangenheit 
ziehen. Schon heute ist erkennbar, daß von dieser Möglich­
keit Gebrauch gemacht wird. Entsprechend Ziff. 3 der Fest­
legungen des Vorsitzenden des Staatsrates zur Durchführung 
des Amnestiebeschlusses vom 17. Juli 1987 (GBl. I Nr. 17
S. 192) sind Ermittlungsverfahren gegen Personen und nicht 
rechtskräftig abgeschlossene Strafverfahren, die vor dem
7. Oktober 1987 eingeleitet wurden, einzustellen, „sofern keine 
dem Anliegen der Amnestie entgegenstehenden Ausschlie­
ßungsgründe vorliegen und im Zeitraum bis zum Abschluß 
der Amnestie die allseitige Aufklärung der Straftat gewähr­
leistet ist“.

Es ist klar, daß die allseitige Aufklärung einer Straftat 
ganz wesentlich von einem offenen, rückhaltlosen Geständ­
nis des Täters beeinflußt wird. Bedacht und gewollt wird 
besonders in der Amnestie wirksam, was allgemein auch für 
die Strafverfolgung gilt: Ehrliche Reue und tatkräftige Wie­
dergutmachung des Schadens werden dem Täter angerechnet. 
Diese Wirkung entspricht unserem generellen Anliegen, jede 
Straftat aufzuklären. Das ist der entscheidende vorbeugende 
Impuls der Strafverfolgung und versetzt uns in die Lage, so­
wohl die individuelle strafrechtliche Verfolgung zu gewähr­
leisten als auch — gemeinsam mit gesellschaftlichen Kräf­
ten — solche Bedingungen und Umstände auszuräumen, die 
die Straftat ermöglichtem So steht es auch in § 1 unserer StPO. 
Die jetzt zu beobachtende Wirkung beweist, daß die Am­
nestie in dieser Ausgestaltung dem Grundanliegen strafrecht­
licher Verfolgung entspricht, alles zu wissen, um Vorbeugen 
zu können. Solche Wirkungen der Amnestie kommen der 
Gesellschaft zugute, entsprechen beständigem Sicherheits­
bedürfnis und dienen der Vorbeugung.

Das ist beachtlich und sollte in der öffentlichen Aussprache 
über die Verwirklichung der Amnestie berücksichtigt wer­
den. Niemandem wird die Möglichkeit gelassen, die Amnestie 
zu mißbrauchen und unter ihrer Ausnutzung Straftaten zu 
begehen.

Die exakte, gewissenhafte Durchführung des Amnestiebe­
schlusses und der Festlegungen des Staatsratsvorsitzenden 
dazu ist gleichbedeutend mit strikter Wahrung der sozia­
listischen Gesetzlichkeit in jeder einzelnen Entscheidung. Die 
Vielseitigkeit der. Entscheidungen und die vielseitigen Akti-

3 Vgl. Neuer Weg 1984, Heft 22, S. 857 ff.; NJ 1985, Heft 2, S. 52 ff.; 
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